Hans-Jürgen Sattler 

Eröffnung „Ein Jahr Hartz und die Folgen für die Weiterbildung – Aufgaben für die Betriebsräte“ am 9. September 2003 in Berlin 
Liebe Kolleginnen und Kollegen,

ich begrüße euch recht herzlich zu der Veranstaltung mit dem Thema „Ein Jahr Hartz und die Folgen für die Weiterbildung – Aufgaben für die Betriebsräte“. 

Die Arbeitsgruppe Weiterbildung des Bundesfachbereichsvorstandes Bildung, Wissenschaft und Forschung hat unmittelbar vor der Sommerpause beschlossen, diese Veranstaltung mit dem Ziel durchzuführen

· eine Bilanz nach einem Jahr Vorlage der Ergebnisse der Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ vom 16. August 2002 aufzustellen;

· eine Bewertung des Hartz - Gesetzes nach nun neun Monaten unter Berücksichtigung der beruflichen Weiterbildung vorzunehmen;

· Die Umsetzung durch die Bundesanstalt für Arbeit mit den Auswirkungen auf den Weiterbildungsmarkt zu überprüfen und über

· Handlungsoptionen für Betriebsräte nachzudenken.

Bevor ich auf den inhaltlichen Ablauf der Veranstaltung komme, möchte ich euch einige organisatorische und zeitliche Hinweise geben. Gleichzeitig möchte ich euch die Referenten vorstellen.

...............

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

die Zahl der Arbeitslosen wächst und wächst, die wirtschaftliche Entwicklung verschlechtert sich zunehmend. Klar ist, dass etwas passieren muss. Aber nicht einfach ´was! Das Richtige muss umgesetzt werden. 

Wir brauchen Arbeitsplätze, wir brauchen eine Stärkung der Binnennachfrage um die Konjunktur in Schwung zu bringen. Ver.di hat entsprechende Vorschläge vorgelegt

Was die Bundesregierung hingegen macht und plant, verdient ausschließlich den Namen Sozialabbau.

Seit einem Jahr überrollt uns eine Welle von Einschnitten im sozialen Bereich. Nur einige Beispiele. Worum es geht ist schnell umrissen:

· Schlechtere Leistungen und höhere Beiträge bei der sozialen Sicherung.

· Die Übernahme der kompletten Beiträge für das Krankengeld.

· Weniger Kündigungsschutz.

· Eine schlechtere Arbeitslosenunterstützung.

· Eintrittgeld beim Arzt. 

Wenn wir in Zukunft schlechtere Leistungen aus der Sozialversicherung erhalten und gleichzeitig mehr Beiträge zahlen sollen, dann ist das faktisch eine Lohnsenkung. Das ist das eine Kostenentlastung der Unternehmer, genauer: eine Aufbesserung der Gewinne.

An die Tariflöhne will der Kanzler mit der verharmlosenden Umschreibung „Betriebliche Bündnisse für Arbeit.“ Bereits in der Vergangenheit mussten in vielen Branchen Betriebsräte Bündnisse zustimmen, um Arbeitsplätze zu sichern. Das hindert den Kanzler jedoch nicht, die Gewerkschaften anzutreiben: „Ich erwarte, dass sich die Tarifparteien auf betriebliche Bündnisse einigen ... Geschieht das nicht, wird der Gesetzgeber handeln.“

Wir dürfen nicht zulassen, dass die Tarifvertragsparteien gesetzlich gezwungen werden, betriebliche Öffnungsklausen zur Verschlechterung der tariflichen Regelungen zuzustimmen, wie es die CDU/CSU und FDP sowie einige Landesregierungen mit Gesetzesinitiativen wollen und der Kanzler dem bislang keine Absage erteilt. Auch gestern nicht in dem Gespräch mit dem Vorsitzenden des DGB und der Einzelgewerkschaften. 

Der Kanzler und die SPD muss sich fragen lassen, 

Wie groß da noch die Differenz zur Position von CDU/CSU sowie FDP ist, die das Tarifvertragsgesetz unverhohlen durchlöchern wollen?

Kolleginnen und Kollegen,

Mit dem Hartzgesetzen I und II, der Einführung der Bildungsgutscheine und der Umsetzung durch die Bundesanstalt für Arbeit haben sich die Rahmenbedingungen in der SGB III-geförderten Weiterbildung drastisch verändert. 

Zu den Schlagwörtern in der beruflichen Weiterbildung gehören:

· Bildungsgutscheine, die als Steuerungsinstrument für individuelle und gesellschaftlich wünschenswerte Weiterbildung nicht tauglich sind;

· einer willkürlich gesetzten Verbleibsquote, die notwendige Bildungsmaßnahmen die Grundlage entzieht;

· bundesweite Durchschnittskostensätze, die zu einem Dumpingwettbewerb führen,

· ein dramatischer Arbeitsplatzabbau von mehreren Tausend Arbeitsplätzen in der Branche;

Ausdrücklich wird vom Gesetzgeber eine „Neuausrichtung der Weiterbildung“ verfolgt. Erstmalig wird in Deutschland ein völlig neues Verfahren zur Steuerung der SGB III-geförderten beruflichen Weiterbildung eingeführt sowie ein grundsätzlich verändertes Finanzierungsmodell.

Mit der Neuausrichtung der beruflichen Weiterbildung und der Einführung von Bildungsgutscheinen hat der Gesetzgeber das Ziel verfolgt Wettbewerb und Transparenz am Weiterbildungsmarkt zu stärken sowie die Wahlmöglichkeiten und die Eigenverantwortung der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zu erhöhen. 

Wir haben es in der beruflichen Weiterbildung mit einer Entwicklung zu tun, die, wenn sie im nächsten Jahr so anhalten sollte, die Weiterbildungsbranche Ende 2004 bis auf wenige Unternehmen nicht mehr existieren und damit das - trotz aller berechtigten Kritik an einzelnen Maßnahmen und Trägern - immer noch erfolgreichste Instrument der aktiven Arbeitsmarktpolitik zerschlagen sein.

Kolleginnen und Kollegen,

die Bundesregierung spart in der beruflichen Weiterbildung am falschen Ende und verschärft das Problem der Massenarbeitslosigkeit damit nur noch weiter. 

Mit der gegenwärtigen Politik der Bundesregierung und der Bundesanstalt für Arbeit kommen wir aus der Krise in der Weiterbildung nicht heraus. Das Setzen auf mehr Wettbewerb und Eigenverantwortung ist eine Fortsetzung der 16 Jahre andauernden Kohlschen Politik. 

Bekanntermaßen war das neoliberale Politikkonzept von Kohl erfolglos, auch andere Staaten waren damit erfolglos.

Dies scheint die Rot-Grüne Bundesregierung und viele andere wenig zu irritieren.

Lasst uns darüber in den nächsten fünf Stunden bezogen auf die Weiterbildungsbranche diskutieren und uns positionieren. Dafür hat die Arbeitsgruppe Weiterbildung des Bundesfachbereichsvorstandes Bildung, Wissenschaft und Forschung eine Resolution vorbereitet.
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